
der Vollständigkeit wegen ausdrücklich auf die Wieder­
aufnahme von rechtskräftig abgeschlossenen Strafver­
fahren hingewiesen werden.

III
Eine wichtige Aufgabe bei der Überarbeitung der gel­
tenden Strafprozeßordnung besteht darin, durch die 
gesetzliche Regelung zu gewährleisten, daß jedes Straf­
verfahren seinen Beitrag zur Sicherung und Entwick­
lung der sozialistischen Ordnung in der Republik und 
im örtlichen Bereich leistet und der nur feststellende, 
registrierende Charakter in der strafverfolgenden Tätig­
keit restlos überwunden wird.
Die Strafverfolgungsorgane stehen vor der Aufgabe, die 
von S t r e i t  mit Recht an die Durchführung jedes 
Strafverfahrens gestellte Forderung zu realisieren, 
nämlich am Beispiel des Einzelfalls den gesetzmäßigen 
Entwicklungsweg aufzuzeigen, die Gefährlichkeit der 
hemmenden Faktoren der sozialistischen Umgestaltung 
beispielhaft zu demonstrieren und das Kollektiv, in 
dem der Täter arbeitet und lebt, zu aktivieren, damit 
das Hemmende überwunden und das Neue, Sozialisti­
sche durchgesetzt wird6. Die Verantwortung der Straf­
verfolgungsorgane für die allseitige und exakte Er­
forschung und Beachtung der Grundlagen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit ist damit gewachsen, 
denn die einzelne Strafsache soll und muß — gerade das 
betont Streit — das Beispiel sein, das die Gesellschaft 
zum Kampf gegen die Kriminalität mobilisiert. Der Be­
schluß des Staatsrates vom 30. Januar 1961 betont mit 
allem Nachdruck:

„Die sozialistische Gesetzlichkeit verlangt die all­
seitige, genaue Beachtung des gesetzlichen Tatbestan­
des. Nur so kann der Grad der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Rechtsverletzung erkannt werden. Dazu 
gehört die gründliche Untersuchung aller objektiven 
Umstände und Folgen der Straftat und der Persön­
lichkeit des Täters, seiner Entwicklung, seines Be­
wußtseinsstandes und seines gesellschaftlichen Ver­
haltens.“7 8

Andererseits bedeutet diese Feststellung des Staatsrats­
beschlusses aber auch nicht etwa ein Zurück zur ab­
strakten Tatbestandsmäßigkeit der bürgerlichen Rechts­
auffassung. Sie kann nur richtig verstanden werden 
vom Standpunkt der revolutionären Rolle des sozia­
listischen Strafrechts als Ausdruck und Hebel der 
gesellschaftlichen Entwicklung. Auf diesem Wege wird 
die Tätigkeit der Strafverfolgungsorgane, vor allem 
aber das sozialistische Strafrecht, das sie anwenden, ein 
Instrument der Entfaltung der Macht der Arbeiterklasse 
und ihrer Verbündeten, ein Instrument „der Verwirk­
lichung der großen Perspektiven, der Erstürmung der 
Zukunft, der Überwindung der Widersprüche der alten 
Welt .. .“.8
Auf dieser Grundlage erhält auch das einzelne Straf­
verfahren einen neuen, wahrhaft sozialistischen Inhalt. 
Der Angeklagte hat eine gesellschaftsgefährliche straf­
bare Handlung begangen. Er hat damit gegen den 
gesetzlich formulierten, einheitlichen Willen der Ar­
beiterklasse und ihrer Verbündeten verstoßen, die von 
diesem geforderte sozialistische Bewußtheit und 
Disziplin verletzt und die gesetzmäßige Entwicklung der 
Gesellschaft in dieser oder jener Form — wenn auch 
nur in seinem Lebens- und Wirkungsbereich — beein­
trächtigt oder gestört. Hier kann es für die Gesellschaft 
nicht nur darum gehen, die „Gesetzlichkeit wiederher­
zustellen“, d. h., die im verletzten Strafgesetz angedrohte

6 Vgl. Streit, „Die Vorbereitung einer zentralen Konferenz 
der Justizfunktionäre“, NJ 1960 S. 73.
7 NJ 1961 S. 74.
8 Ulbricht, „Die Staatslehre des Marxismus-Leninismus und
ihre Anwendung in Deutschland“, Staat und Recht 1958, Heft 4, 
S. 340.

Rechtsfolge auf das individuelle Handeln des Angeklag­
ten anzuwenden. Die Aufklärungs- und Untersuchungs­
tätigkeit unserer sozialistischen Strafverfolgungsorgane 
hat in jedem Strafverfahren zugleich mit der allseitigen 
und exakten Erforschung des Tatgeschehens die gesell­
schaftliche Situation, das Milieu aufzudecken, in dem die 
Straftat geboren wurde. Polak hat in seinem Referat 
über „Die Rolle der Arbeiter-und-Bauern-Macht und 
ihrer Justiz bei der Verwirklichung des Siebenjahr­
plans“ zum Umfang der strafverfolgenden Tätigkeit 
folgendes ausgeführt:

„Wie können wir die Wende, die zu vollziehen ist, in 
einer kurzen Formel ausdrücken? Wie mir scheint, 
doch eben darin, daß die in der Justiz tätigen Juristen, 
die Richter, Staatsanwälte usw. nicht nur dafür ver­
antwortlich sind, das, was geschehen ist, richtig fest­
zustellen und abzuurteilen, sondern in gleicher Weise 
auch dafür, festzustellen, wie konnte es geschehen, 
d. h. für die Aufdeckung der Gründe, daß die Feinde 
der gesellschaftlichen Entwicklung, daß die alten 
Denk- und Lebensgewohnheiten überhandnehmen 
und gegen die neuen, sozialistischen Verhältnisse 
wirksam werden konnten, daß die Kraft unserer 
sozialistischen Organisationsformen versagte. Nur 
dann werden wir der an uns gestellten Forderung 
gerecht“.9

Diese richtige, den Bedürfnissen der Entfaltung des 
sozialistischen Aufbaus entsprechende Forderung Polaks 
ist noch um eine Fragestellung erweitert worden, und 
zwar gehört es auch zur Verantwortlichkeit und Pflicht 
der Strafverfolgungsorgane, zu ergründen, was ver­
ändert werden muß, um im Lebens- und Wirkungs­
bereich des Täters für die Zukunft die Begehung von 
Verbrechen weitgehend zu verhindern.
Das bedeutet, daß die Strafverfolgungsorgane verpflich­
tet sind, in jedem Strafverfahren das Tatgeschehen, 
seine Ursachen und Bedingungen, die Persönlichkeit des 
Täters, seinen Bewußtseinsstand, seine berufliche und 
gesellschaftliche Entwicklung sowie die Folgen der 
Straftat einschließlich des Umfanges des durch die 
Straftat verursachten materiellen Schadens allseitig zu 
erforschen, alle belastenden und entlastenden Umstände 
aufzuklären und die gesellschaftlichen Kräfte fest­
zustellen, die die Umerziehung des Täters gewährleisten 
kör '.en.
Erst die Ermittlung und Feststellung all dieser Um­
stände gewährleistet, daß die objektive Wahrheit über 
die Straftat erforscht ist. Diese Auffassung über den 
Umfang der Aufklärungs- und Untersuchungstätigkeit 
der sozialistischen Strafverfolgungsorgane ergibt sich 
aus dem Charakter und der Rolle des sozialistischen 
Strafrechts, das, wie bereits betont, mit der Bekämpfung 
der einzelnen Straftat zugleich auf die Veränderung der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit abzielt. Sie ist die 
Konsequenz einer richtigen, sozialistischen Auffassung 
über das Wesen des Straftatbestandes. Der sozialisti­
sche Straftatbestand erfaßt nämlich nicht nur — gerade 
das wird im Beschluß des Staatsrats vom 30. Januar 
1961 betont — das äußere Tatgeschehen, gewissermaßen 
die Erscheinung oder Form der Straftat, sondern auch 
deren Wesen, d. h. das gesamte, den Straftatbestand 
verletzende und das Verhalten des Rechtsbrechers als 
gesellschaftsgefährliche, moralisch-politisch verwerfliche 
und strafbare Handlung charakterisierende Geschehen 
als eine gesellschaftliche Erscheinung.
Die Strafverfolgungsorgane dürfen sich grundsätzlich 
nicht damit begnügen, die im Straftatbestand ausdrück­
lich genannten Umstäfide festzustellen und zu über­
prüfen, sondern haben auch die Aufgabe, und zwar im 
Interesse der richtigen Feststellung des Grades der Ge-

9 Polak in: Beiträge zum Strafrecht, Berlin 1960, Heft 4, S. 18.


